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Obwohl der "Radikalenerlass", mit dem Linke 

aus staatlichen Institutionen ferngeholten 

werden sollten, seit 1991 auch in Bayern offizi­

ell abgeschafft ist, müssen heute noch Anwärte­

rinnen auf Stellen im öffentlichen Dienst einen 

"Fragebogen zur Prüfung der Verfassungstreue" 

ausfüllen und angeben, in welchen politischen 

Organisationen sie aktiv sind oder waren. Eine 

"Extremismusliste" ist jedoch völlig ungeeignet, 

menschenfeindliche Ideologien aus den staatli· 

chen Organen fernzuhalten. 

Dos "Bündnis gegen Gesinnungsschnüffelei" 

kritisiert die aktuelle Praxis des Bayerischen Lan­

desamtes für Verfassungsschutz, die Beschäf­

tigten sowie Anwärterinnen auf ei,ne Stelle im 

öffentlichen Dienst, kollektiv zum Ausfüllen ei­

nes sogenannten "Fragebogens zur Prüfung der 

Verfassungstreue" auf Grundlage der "Extremis­

musliste" zu nötigen. Dos "Bündnis gegen Gesin­

nungsschnüffelei" fordert die Abschaffung dieses 

bayerischen Sonderwegs - die Abschaffung die­

ses Fragebogens. 

Die Politik der Berufsverbote, in deren Traditi­

on die "Extremismusliste" steht, richtet sich gegen 

gesellschaftliche Alternativen zum herrschen­

den Wirtschafts- und Gesellschaftssystem und 

versucht, diese zu kriminalisieren. Die durch die 

Abfrage geschaffene Atmosphäre der Gesin­

nungsschnüffelei lässt den Eindruck entstehen, 

dass oppositionelle Demokratinnen zu bayeri­

schen Staatsfeinden vorverurteilt werden. Dies 

befördert ein Klima der Einschüchterung und 

Verunsicherung, welches noch durch die exemp­

larische Disziplinierung und Bedrohung Einzelner 

verstärkt wird und somit breite Kreise der Aus­

zubildenden, der Studierenden schaft sowie des 

Lehrpersonals on Schulen und Hochschulen ab­

schreckt, sich für fortschrittliche Politik einzuset­

zen und ihre Interessen organisiert zu vertreten. 

Gemäß dem Allgemeinen Gleichstellungsgesetz 

und europäischem Recht gilt es jegliche Form von 

unmittelbarer oder mittelbarer Diskriminierung, 

auch aufgrund der Weltanschauung, zu unter­

lassen. Hierzu steht vollkommen konträr die noch 

immer vom "Verfassungsschutz" praktizierte und 

von der bayerischen Staatsregierung angeordne­

te Vorgehensweise der "kollektiven Gesinnungs­

prüfung" bei Einstellungen in den öffentlichen 

Dienst. Dagegen verwahrt sich dos Bündnis und 

fordert von der bayerischen Staatsregierung die 

sofortige Abschaffung des sogenannten "Frage­

bogens zur Überprüfung der Verfassungstreue". 

J.)iie.R..ündnisg;r.ll~,;p.en~ 

AStA Referat für Gesellschaft und politische 
Bildung der Universität Augsburg 

• DKP München 

• FAU München, FAU Nürnberg 

Junge GEW Bayern, GEW Augsburg, GEW 
München, GEW Hochschulgruppe Augsburg 

Grüne Jugend Bayern 

• Linksjugend München 

• Mittelbauinitiative Augsburger Universität (M lAU) 

• Rote Hilfe eV, Ortsgruppe MLinchen 

• SDAJ München 

• SJD-Die Falken, Kreisverband München 
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Die Diskussionsveronstaltung gibt eine knoppe 

historische Einordnung des sogenannten Ra­

dikalenerlasses von 1972 und den aktuell gültigen 

.. Fragebogen zur Verfassungstreue", um im Anschluss 

mit Betroffenen der staatlichen Repression aus un­

terschiedlichen Jahrzehnten, sowie einem Fachan­

walt, die politischen und sozialen Hintergründe, als 

auch die persönlichen und gesellschaftlichen Folgen 

zu diskutieren. 

Am Gespräch nehmen teil: 

Silvia Gingold, ehemalige Lehrerin und Betroffene 

des Berufsverbotes. Aktuell hot sie Klage vor dem Ver­

waltungsgericht in Wiesbaden erhoben: Sie fordert 

die Löschung der über Sie gesammelten ..Informati­

onen" sowie die Einstellung der Beobachtung durch 

den "Verfassungsschutz". 

Kerem Schamberger, wissenschaftlicher tv1itarbei­

ter am ..Institut für Kommunikationswissenschaft und 

tv1edienforschung" on der Ltv1 U tv1ünchen. Ein dro­

hendes Berufsverbot gegen ihn konnte durch eine 

Solidaritätskampagne und öffentlichen Druck abge­

wendet werden. 

Hans E. Schmitt-Lermann, Rechtsanwalt. Er hot 

seit 1971 die meisten bayerischen Berufsverbotsfälle 

betreut. 
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Der kürzlich erst erschienen Dokumentarhl~ "Gesin­

nung im Visier - Der Radikalenerlass 1972 lässt ei­

nige der von Berufsverboten Betroffenen und Bedrohten 

zu Wort kommen. Im Anschluss on die Filmpräsentation 

gibt Lothar Letsche - als einer der Dargestellten - seine 

Sicht auf die Zeit wieder. 

1977 wurde Lothar Letsche aufgrund seiner DKP-tv1it­

gliedschaft das Referendariat als Gymnasiallehrer ver­

weigert. Verwaltungsgerichte in drei Instanzen fanden 

ein solches echtes Berufsverbot damals angemessen. 

Seit seiner Verrentung organisiert er mit seinen 

tv1öglichkeiten die Solidarität mit den damaligen und 

späteren Berufsverbote- Betroffenen und -Bedrohten. 

Ausstellung: 
Vergessene GeSchichte 
Bar..u.fsxer...bD.:tß 
Politische Verfollgung in der Bundesrepublik 

Deutschland 
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Politische Repression und Verfolgung gab und gibt 

es in vielen Bereichen der Gesellschaft. Die Aus­

stellung stellt ausführlich den sog. Radikalenerlass 

von 1972 l11,it seinen insbesondere innenpolitischen 

Folgen und Langzeitauswirkungen dar. Er wird ein­

geordnet in die deutsche Geschichte, die seit dem 

Kaiserreich über die Weimarer Republik und die Na­

zi-Diktatur bis zur Bonner Republik gekennzeichnet 

ist durch Repressionen gegen linke Oppositionelle. 

Ebenso wird kritisch Bezug genommen auf die pa­

rallel dazu verlaufene Entwicklung der Inllandsge­

heimdienste - z. B. auch des sog. Verfassungsschut­

zes -, die durch Bespitzelung den Behörden jeweils 

die Grundlagen für Kriminalisierung, Verfolgung und 

später dann auch die Berufsverbote geliefert hoben. 

Zur Ausstellungseröffnung sprechen (ornelia 

Booß-Ziegling vom Arbeitsikreis Regionalgeschich­

te eV und Dr. Gabrie,le Sprigath am 

Donnerstag 108.06.2017119.00 Uhr
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Anmeldung erbeten on: 

Anmeldung@bildungswerk-bayern.de 

Im Rahmen von "Arbeit und Leben tv1ünchen" 
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